
А. Beseitigung
der Unabhängigkeit und

Unparteilichkeit der Gerichte

Die Rechtsprechung als Mittel der Politik

Die Justiz ist Teil der einheitlichen Staatsmacht und hat 
daher mit anderen Funktionen im Staatsapparat die ein­
heitliche Aufgabe, der Erreichung des politischen Endziels 
„Sieg des Sozialismus“ zu dienen. Wie sich aus den im 
ersten Teil dieser Sammlung („Die Herrschaft der SED“) 
veröffentlichten Dokumenten ergibt, wird der Staat als 
Werkzeug der angeblich herrschenden Arbeiterklasse zum 
Instrument der kommunistischen Partei, die die Klasse 
als „Avantgarde“ auf dem Wege zum Sozialismus!Kom­
munismus zu führen hat. Für die Justiz können in der 
marxistisch-leninistischen Staatsauffassung keine anderen 
Grundsätze gelten. Sie hat mit der ihr obliegenden Recht­
sprechung als Teil der einheitlichen Staatsgewalt ebenso 
nur eine auf das politische Endziel ausgerichtete Funk­
tion wie alle anderen „volksdemokratischen“ Staats­
organe.
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Aus: „Konzeption über die zukünftige Arbeit der Ju­
stizorgane“

1. Die Tätigkeit der Justizorgane ist ein Bestandteil der 
Tätigkeit der einheitlichen Staatsorgane und der Tä­
tigkeit der Machtorgane untergeordnet. Die Aufgaben 
der Machtorgane sind durch die Tätigkeit der Justiz­
organe (Anklage, Rechtsprechung und Allgemeine 
Aufsicht) durchzusetzen.

2. Das Haupthindernis für die Qualifizierung der Ju­
stiztätigkeit ist das Weiterwirken der bürgerlichen 
formalistisch-normativistischen Positionen. Die 
Hauptaufgabe ist daher, die Justizpraxis ganz auf 
den Boden des Marxismus-Leninismus zu stellen.

3. Die Verwirklichung der Forderung des V. Parteitags 
auf Weiterentwicklung des sozialistischen Rechts be­
deutet nicht nur, neue Gesetze zu schaffen, sondern 
bedeutet zugleich auch eine neue, höhere Qualität der 
staatlichen Leitungstätigkeit der Justizorgane.
Das Recht und seine Anwendung müssen stets mit 
dem Grad der gesellschaftlichen Entwicklung in Ein­
klang stehen und ihr dienen, d. h., das Recht muß 
eine aktive Rolle spielen, Hebel bei der sozialistischen 
Umwälzung sein.

4. Das Recht und die Rechtsanwendung dienen der Ent­
wicklung des sozialistischen Bewußtseins der Werk­
tätigen und haben große Bedeutung für die Heraus­
bildung der neuen, sozialistischen Gesellschaft mit 
ihren neuen Beziehungen der Menschen zur Gesell­
schaft und zueinander. Die Überwindung der alten 
Lebensgewohnheiten und Traditionen — ein Erbe 
aller bisherigen Ausbeutergesellschaften — wird auch 
mittels des Rechts und der Rechtsprechung vorange­
trieben.
Recht und Rechtsprechung dienen auch der Entwick­
lung eines neuen Rechtsbewußtseins, machen den

Werktätigen bewußt, daß es ihr Recht ist, das sie 
freiwillig einhalten und über dessen parteiliche und 
unbürokratische Anwendung sie selbst wachen.

5. Die Grundlage der Tätigkeit der Justizorgane, die 
Garantie für die Stabilität und Sicherung des sozia­
listischen Rechts ist der demokratische Zentralismus. 
Der demokratische Zentralismus gewährleistet, die 
gesellschaftliche Entwicklung beim Übergang vom 
Kapitalismus zum Sozialismus bewußt zu leiten, und 
ist ein Hauptmittel zur Erreichung einer hohen Qua­
lität der Leitungstätigkeit.
Der demokratische Zentralismus in der Justiz ge­
währleistet zugleich, die Gesetzlichkeit auf eine 
höhere Stufe zu heben, indem die neue Gesetzlichkeit 
die Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Entwick­
lung in sich aufnimmt.

6. Die Diskrepanz im Zusammenwirken der örtlichen 
Justizorgane mit den örtlichen Staatsorganen ist zu 
beseitigen. Ihre gemeinsame Arbeit muß voraus­
schauend auf die Perspektive des Sozialismus, auf die 
Erfüllung des Volkswirtschaftsplans, die Entwick­
lung des gesellschaftlichen Lebens und des Bewußt­
seins der Menschen gerichtet sein.

7. Die schädliche Trennung zwischen der Recht­
sprechung und der politischen Massenarbeit ist zu 
überwinden. Das wirkliche Wesen der Recht­
sprechung besteht nicht darin, einen bloßen Fall zu 
entscheiden, sondern in der Wirkung einer Entschei­
dung auf die Festigung der Disziplin und auf die Ent­
wicklung einer hohen sozialistischen Moral.

8. Die auf dem Boden dieser Konzeption arbeitenden 
Justizorgane werden sich zu sozialistischen Justiz­
organen entwickeln. Die Rechtsprechung dieser Or­
gane — von sozialistischem Humanismus durchdrun­
gen — drückt den Menschen nicht nieder, sondern 
hebt ihn empor.

Quelle: „Neue Justiz“ 1959, S. 469.
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Gesetz über die Verfassung der Gerichte der Deutschen 
Demokratischen Republik (Gerichtsverfassungsgesetz) 

in der Fassung vom 1. Oktober 1959 und 24. Januar 1962
(GBl. I S. 756)

§ 1
Die Gerichte

Die Rechtsprechung in der Deutschen Demokratischen 
Republik wird ausgeübt durch das Oberste Gericht, die 
Bezirksgerichte und die Kreisgerichte. Die Recht­
sprechung in Strafsachen gegen Militärpersonen und 
gegen Teilnehmer an Straftaten, die gegen die militä­
rische Sicherheit gerichtet sind, wird von Militärgerich­
ten ausgeübt. Die Gerichte sind Organe der einheitlichen 
volksdemokratischen Staatsmacht.

§ 2
(1) Die Rechtsprechung der Gerichte der Deutschen De­
mokratischen Republik dient dem Sieg des Sozialismus, 
der Einheit Deutschlands und dem Frieden. Ihre Auf­
gabe ist
a) der Schutz der auf der Verfassung der Deutschen De­

mokratischen Republik beruhenden gesellschaftlichen 
und staatlichen Ordnung und ihrer Rechtsordnung,

b) der Schutz und die Förderung der Grundlagen der 
sozialistischen Wirtschaft, vor allem des sozialisti­
schen Eigentums und der Volkswirtschaftspläne,

73


